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 Vor Eintritt in die Tagesordnung 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Ich eröffne die Sitzung und begrüße Sie alle ganz 
herzlich zur 67. Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und 
Energie.  

Ich begrüße die Landesregierung, die durch Frau Staatssekretärin Silke Krebs vertre-
ten wird. Ich möchte noch einmal, auch wenn sie das heute Morgen bei unserer 66. Sit-
zung schon persönlich getan hat, Frau Ministerin Neubaur entschuldigen, die zu die-
sem Termin verhindert ist, weil sie sich auf dem Weg nach Brüssel befindet, anlässlich 
einer schon seit Längerem vom MWIKE geplanten Veranstaltung, dem Wirtschaftsfo-
rum NRW in der dortigen Landesvertretung.  

Wir haben den heutigen Termin nicht vorrangig mit dem MWIKE abgestimmt, sondern 
uns war vor allem eine Abstimmung zwischen den Obleuten und thyssenkrupp sowie 
thyssenkrupp Steel wichtig.  

Besonders begrüßen möchte ich Herrn Miguel Ángel López Borrego von thyssenkrupp 
sowie Frau Dr. Marie Jaroni von thyssenkrupp Steel. Herzlichen Dank, dass Sie sich 
heute Zeit nehmen, mit uns hier im Ausschuss zu diskutieren.  

Ich weise alle Anwesenden darauf hin, dass Ton-, Bild- und Filmaufnahmen während 
der Sitzung untersagt sind.  

Sie sehen es in der Einladung: Es gibt zwei Tagesordnungspunkte mit demselben Ti-
tel, einmal in einem öffentlichen und einmal in einem nichtöffentlichen Teil. Einwände 
gegen diese Tagesordnung sehe ich nicht. Dann verfahren wir so.  
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1 Perspektiven der Stahlproduktion von thyssenkrupp Steel am Standort 

Duisburg (beantragt durch die Fraktion der SPD [s. Anlagen 1 und 2]) 

– Gespräch mit Miguel Ángel López Borrego, CEO thyssenkrupp, und  
Dr. Marie Jaroni, Chief Transformation Officer thyssenkrupp Steel  

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Mit der Einladung in den Ausschuss, die ich Ihnen, Herr 
López Borrego und Frau Dr. Jaroni, über den Präsidenten ausgesprochen habe, kom-
men wir einer Bitte aus dem Ausschuss nach. Dies wurde insbesondere von der SPD-
Fraktion beantragt. Ich möchte damit starten, dass ich Ihnen das Wort erteile, Herr 
López. Steigen Sie gerne ein, und anschließend eröffne ich die Aussprache.  

Miguel Ángel López Borrego (thyssenkrupp): Im Namen von thyssenkrupp be-
danke ich mich für die Gelegenheit, vor dem Wirtschaftsausschuss zu sprechen. Ich 
möchte Ihnen heute ein Update zur Transformation des Konzerns geben, insbeson-
dere zu der Neuausrichtung unseres Stahlgeschäfts. In diesem Zusammenhang freue 
ich mich, dass Frau Dr. Marie Jaroni als Vertreterin des Vorstands von thyssenkrupp 
Steel Europe anwesend ist, um Ihre Fragen zum Thema „Stahl“ im Ausschuss aus-
führlich zu beantworten.  

Thyssenkrupp befindet sich – das wissen Sie – in einem tiefgreifenden Wandel. So wie 
bisher konnte und kann es nicht weitergehen. Wir wollen das Unternehmen nach Jah-
ren der Krise in eine gute Zukunft führen und gleichzeitig die Geschäfte von thyssen-
krupp auf die enormen Chancen der grünen Transformation ausrichten. Denn wir sind 
überzeugt: Sie ist unumkehrbar; die grünen Märkte werden kommen.  

Wir haben ein klares Programm für eine wettbewerbsfähige und profitable Zukunft – 
mit Blick auf die fast 100.000 Menschen im Unternehmen und mit Blick auf alle fünf 
Segmente von thyssenkrupp. Das sind wir unseren Mitarbeitenden und ihren Familien 
schuldig.  

Um aber wieder ein schlagkräftiges und leistungsstarkes thyssenkrupp zu werden, 
sind grundlegende, mitunter auch schmerzhafte Veränderungen notwendig, die leider 
nicht immer ohne Geräusche ablaufen. Doch nur so schaffen wir die nötigen Voraus-
setzungen für einen nachhaltigen Erfolg des Konzerns und damit für die langfristige 
Sicherung von Beschäftigung.  

Zwei wesentliche Eckpfeiler der Erneuerung von thyssenkrupp sind für dieses Kalen-
derjahr die geplante Abspaltung von thyssenkrupp Marine Systems sowie die Restruk-
turierung und Verselbstständigung von thyssenkrupp Steel Europe. Dafür haben wir 
die EP Group ins Boot geholt. Mit der 20-prozentigen Beteiligung der EP Group an 
unserem Stahlgeschäft verbinden wir die führende Werkstoffkompetenz von thyssen-
krupp mit der Energieexpertise eines führenden europäischen Energieunternehmens. 
Diese Expertise benötigen wir dringend, denn in Zukunft werden etwa 50 % der Kosten 
in der Stahlproduktion Energiekosten sein. Aus diesem Grund streben wir auch wei-
terhin ein 50-50-Joint-Venture mit der EP Group an.  
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Für uns ist klar: Deutschland und Europa brauchen eine starke Stahlproduktion, ge-
rade vor dem Hintergrund der jüngsten politischen Entwicklungen. Die US-Importzölle 
treffen thyssenkrupp Steel zwar nicht direkt, aber die zu erwartenden Umlenkungsef-
fekte von Stahl aus Drittstaaten erhöhen massiv den Druck auf die Überkapazitäten 
des europäischen Stahlmarktes. Deshalb müssen wir jetzt die Voraussetzungen dafür 
schaffen, dass auch in Zukunft in Duisburg noch Stahl produziert werden kann.  

Damit dies gelingt, hat der Stahlvorstand im November vergangenen Jahres in einem 
Eckpunktepapier die Pläne für ein Zukunftskonzept vorgestellt. Sie kennen es sicher-
lich. Wichtig dabei ist: Die grüne Transformation spielt in diesem Konzept weiterhin 
eine ausschlaggebende Rolle. Wir halten an unserem Plan fest, die erste Direktreduk-
tionsanlage in Duisburg fertigzustellen. Wir wollen bei der Dekarbonisierung der In-
dustrie eine führende Rolle übernehmen. Das ist ein klares Bekenntnis zum Wirt-
schaftsstandort Deutschland und zu unserer Umwelt.  

Wir sind Ihnen, dem Land Nordrhein-Westfalen, und dem Bund für die umfangreiche 
Förderung dieses Projektes sehr dankbar. Ohne staatliche Unterstützung wäre es 
schlichtweg nicht möglich, eine solche Pionieranlage zu errichten sowie technisches 
Neuland im industriellen Maßstab zu betreten, und zwar hier, mitten in NRW.  

Wir bewegen uns mit diesem Projekt jedoch nicht nur an der Grenze des technologisch 
Machbaren. Wir bewegen uns derzeit auch an der Grenze der Wirtschaftlichkeit bzw. – 
Stand heute – jenseits davon.  

Als die Entscheidung zum Bau der Anlage getroffen wurde, sind wir alle davon ausge-
gangen, dass zum Zeitpunkt der Fertigstellung ausreichend Wasserstoff zu wettbe-
werbsfähigen Preisen für den Betrieb zur Verfügung steht – oder zumindest nach einer 
Übergangszeit, in der wir die Anlage mit Erdgas betreiben. Diese Annahmen haben 
sich als zu ambitioniert herausgestellt. Der Ausbau der Wasserstoffinfrastruktur kommt 
derzeit nicht wie erhofft voran. Zudem ist nicht absehbar, dass der zur Verfügung ge-
stellte Wasserstoff wirtschaftlich sein wird, da er bisher weder in Deutschland konkur-
renzfähig hergestellt noch importiert werden kann.  

Unter den gegebenen Rahmenbedingungen ist nicht sichergestellt, dass wir die An-
lage in absehbarer Zeit wirtschaftlich betreiben können. Wenn sich nichts daran än-
dert, besteht die Gefahr, dass in Duisburg zwar eine der modernsten Anlagen der Welt 
zur Stahlerzeugung steht, aber ohne ausreichende Versorgung mit dem gewünschten 
grünen Wasserstoff. Das ist weder für uns als Unternehmen noch für Sie als Förder-
mittelgeber zufriedenstellend. Zwar kann die Anlage mit Erdgas betrieben werden, 
aber Sinn und Zweck ist es ja, uns ökologisch aufzustellen und von fossilen Brennstof-
fen unabhängig zu machen.  

Deshalb gilt es jetzt, diese Rahmenbedingungen anzupassen. Wir brauchen schnellst-
möglich Pipelines in Deutschland und Europa, um den Wasserstoff wettbewerbsfähig 
dorthin zu transportieren, wo er gebraucht wird. Und wir brauchen bezahlbare Ener-
giepreise – vor allem, wenn die Energie grün sein soll.  

Auch deshalb ist es so wichtig, dass eine neue Bundesregierung mit einer wachstums-
orientierten Industriepolitik die großen Themen entschlossen angeht, hier und in Eu-
ropa. Die drängenden Strukturprobleme müssen rasch gelöst werden. Dazu gehören 
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Themen wie „Regulierung“, „Steuerbelastung“, „Infrastruktur“, „Produktivität“, „Büro-
kratie“, „CO2-Grenzausgleichsmechanismen“ und, wie bereits erwähnt, „wettbewerbs-
fähige Energiepreise“.  

Deutschland muss wieder attraktiver für Investoren und Unternehmen werden. Des-
halb müssen wir auch über freien Wettbewerb und den Schutz unseres Handels vor 
unfairen Praktiken anderer nachdenken. Nur so können wir die Produktion in der Bun-
desrepublik halten und neue Wachstumspotenziale erschließen. Und ja, dazu gehört 
aus meiner Sicht auch der weiterhin notwendige ökologische Umbau unserer Wirt-
schaftssysteme.  

Mir ist klar, dass nicht alle Themen alleine aus Deutschland heraus gelöst werden kön-
nen. Die geopolitische Lage erfordert ein entschlossenes europäisches Handeln, um 
neben den Verteidigungsambitionen auch Wettbewerbsfähigkeit und Innovationskraft 
zu stärken. Denn die Welt steht an der Schwelle zu einem neuen Zeitalter.  

Der viel beachtete Draghi-Report an die Europäische Kommission unterstreicht un-
missverständlich, wie wichtig es ist, Wettbewerbsfähigkeit und Dekarbonisierung der 
Industrie in Einklang zu bringen, für eine nachhaltige Zukunft und für mehr Resilienz 
in Europa. Dass die EU nun mit dem Clean Industrial Deal erste Schritte in diese Rich-
tung unternimmt, ist ein wichtiges und richtiges Signal. Auch der gerade veröffentlichte 
Steel Action Plan der EU geht in die richtige Richtung. Brüssel muss dringend effiziente 
Maßnahmen ergreifen, damit nicht noch mehr Überproduktion aus Asien zu Dumping-
preisen nach Europa schwappt.  

Wir werden uns die geplanten Maßnahmen in den nächsten Tagen genau anschauen 
und bewerten. Wichtig ist aber, dass es nicht bei Ankündigungen bleibt, sondern der 
Plan zügig und entschlossen umgesetzt wird. 

Wir haben bereits wichtige Weichen gestellt, um die wirtschaftliche Zukunft von thys-
senkrupp in einer sich verändernden Welt sicherzustellen. Weitere werden folgen. Wir 
sind mitten in der notwendigen wirtschaftlichen Erneuerung, die auch Unternehmen in 
unserem Land bevorsteht – oder sie befinden sich bereits darin. Diese Erneuerung 
erfordert den Mut zur Veränderung, Verantwortung und den gemeinsamen Willen, die 
Zukunft zu gestalten.  

Es steht viel auf dem Spiel. Wenn wir jetzt nicht konsequent handeln, wird uns weder 
die grüne Transformation gelingen, noch werden wir den Wirtschaftsstandort Deutsch-
land so erhalten können, wie wir ihn seit Jahrzehnten kennen. Doch dafür müssen die 
Rahmenbedingungen stimmen, und wir werden Einschnitte hinnehmen müssen – in 
Deutschland und auch bei thyssenkrupp. Nur dann werden wir auf diesem ambitionier-
ten Weg erfolgreich sein, die Jahre der Krise hinter uns lassen und in ein neues, viel-
versprechendes Zeitalter aufbrechen. Lassen Sie uns mit vereinten Kräften dafür 
Sorge tragen, dass es so kommt. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Vielen Dank, Herr López, für die Einführung. Ich 
schaue in die Runde und frage, ob es Wortmeldungen aus dem Ausschuss gibt.  
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André Stinka (SPD): Herr López, Frau Dr. Jaroni, erst einmal vielen Dank für Ihr Kom-
men. Ich will deutlich machen, warum es für die SPD-Fraktion wichtig war, dass wir 
uns heute über die Fragen, die Sie angesprochen haben, austauschen. Hintergrund 
für uns war die aus unserer Sicht richtige Landesförderung in Höhe von 700 Millionen 
Euro für die Direktreduktionsanlage in Duisburg – Sie haben sie schon angespro-
chen – und damit einhergehend auch für die zukunftsfähige Aufstellung des Stahl-
standorts in Duisburg.  

Für uns als Politiker ist wichtig, dass wir letztendlich Rechenschaft darüber ablegen 
müssen, was mit dem Geld passiert, weil wir ja diejenigen sind – das haben Sie gerade 
ausgeführt –, die dazu beitragen, dass Steuermittel in die Fläche gehen. Deswegen 
gab es viele Anfragen, als der Stellenabbau und Friktionen im Konzern angekündigt 
wurden. Wir haben natürlich ein hohes politisches, aber auch ein öffentliches Interesse 
daran, diese Pläne zu verfolgen, weil wir letztendlich Rechenschaft ablegen müssen, 
was mit den Mitteln geschieht. Und wir sind gemeinsam mit vielen hier in der Region 
diejenigen, die die Transformation nach vorne bringen wollen. Denn Veränderungen – 
Herr López, Sie haben es angesprochen – wird es geben, und die Politik ist gefordert, 
diese Veränderungen zu begleiten.  

Deswegen sind wir froh über den Austausch. Wir hätten das natürlich heute gerne 
öffentlich gemacht, sind aber Ihrer Bitte um Vertraulichkeit nachgekommen und erhof-
fen uns deshalb, dass wir gleich konkrete Punkte erfahren, weil diese für uns wichtig 
sind in der politischen Arbeit, um in Diskussionen zu bestehen und um deutlich zu 
machen, dass es eine Zukunftsentwicklung für den Standort hier in Nordrhein-Westfa-
len gibt. Denn wir alle müssen dazu beitragen, dass das Thema „Stahl“ und die zu-
kunftsfähige Produktion hier in Nordrhein-Westfalen wichtig sind. Das ist für die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer wichtig, und es ist auch wichtig für den Wasserstoff-
hochlauf, den Sie angesprochen haben. Diese Direktreduktionsanlage ist ein wichtiger 
Teil der Wasserstoffstrategie des Landes, aber auch des Bundes, weil Sie ein großer 
Abnehmer sind, wenn man über den Wasserstoffhochlauf etc. spricht. Deswegen will 
ich hier noch einmal unser Interesse deutlich machen.  

Zu Fragen kommen wir sicherlich gleich noch, aber das sind die Gründe, die uns dazu 
bewogen haben, die heutige Sitzung zu beantragen.  

Jan Matzoll (GRÜNE): Vielen Dank, Frau Dr. Jaroni und Herr López, dass Sie heute 
hier sind und wir uns in diesem Rahmen miteinander austauschen können. Ich möchte, 
auch wenn wir jetzt noch im öffentlichen Teil sind, durchaus schon eine Frage formu-
lieren und innerhalb dieser Frage sicherlich auch ein paar Bemerkungen machen, ähn-
lich wie Kollege Stinka gerade schon einige Einordnungen vorgenommen hat, denen 
ich mich überwiegend bis vollumfänglich anschließen kann. Ich weiß gar nicht, ob ir-
gendetwas dabei war, dem ich mich nicht anschließen kann. Ich glaube, wir sind da 
nah beieinander.  

Wir haben, abgesehen von einem ähnlichen Blick auf die Sache, eine ganz andere 
Rollenverteilung. Als wir uns schon einmal ausgetauscht haben, haben Sie, Herr 
López, darauf hingewiesen, dass Sie in Ihrer Rolle als Chef des thyssenkrupp-Kon-
zerns auf alle knapp 100.000 Beschäftigten schauen müssen und eben nicht nur – in 
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Anführungsstrichen – die 27.000 Beschäftigten bei thyssenkrupp Steel im Blick haben 
können. Für mich in der Rolle als Politiker muss ich sagen: Ich habe natürlich auch 
nicht nur die 27.000 Arbeitsplätze bei thyssenkrupp Steel, sondern die Hunderttausen-
den, die in Nordrhein-Westfalen und darüber hinaus in den Wertschöpfungsketten da-
ran hängen, im Blick. Dementsprechend sind die Blickwinkel manchmal vielleicht un-
terschiedlich.  

Ich glaube aber, dass sich auch durch die Veränderungen der Rahmenbedingungen 
noch etwas geändert hat. Damit meine ich nicht die Rahmenbedingungen, die Sie ge-
rade angesprochen haben. Das war alles richtig und wichtig, gerade die Aspekte des 
Wasserstoffhochlaufs und die Energiekosten betreffend. Es haben sich aber auch die 
Rahmenbedingungen bezüglich der Investitionsmöglichkeiten in Infrastruktur in 
Deutschland geändert, was für die Stahlbranche spannend sein kann. Aber auch Ver-
teidigungsfähigkeit und Rüstung spielen eine Rolle. Was ändert sich dadurch an der 
Gesamtstrategie des Konzerns? Denn Rüstung – Stichwort: U-Boote – spielt bei Ihnen 
im Gesamtkonzern ja eine relevante Rolle. Da geht es um Resilienz: Woher kommt 
der Stahl dafür, aber auch für andere Bereiche?  

Es spielt auch das Thema „HKM“ eine Rolle: Wie entwickelt sich das nach dem Ab-
sprung des Investors weiter? Hat sich strategisch etwas verändert, da die erst einmal 
erwartete Nachfrage nach Stahl aus Europa sich signifikant verändern kann? Die ak-
tuellen Bedingungen interessieren mich. Da werden Sie natürlich noch kein fertiges 
Strategieergebnis nennen können, aber wie wird das intern diskutiert, und wird das auf 
die strategische Ausrichtung Einfluss nehmen?  

Dr. Christian Untrieser (CDU): Sehr geehrter Herr López, sehr geehrte Frau Dr. Ja-
roni, auch von meiner und unserer Seite vielen Dank, dass Sie sich uns heute zur 
Verfügung stellen und Rede und Antwort stehen. Wir hatten zu verschiedenen Zeit-
punkten schon mal Gelegenheit, uns auszutauschen. Auch dafür sind wir dankbar. Ich 
halte es trotzdem für ein gutes Format, hier im Wirtschaftsausschuss noch einmal mit 
Ihnen ins Gespräch zu kommen. Sie wissen, dass wir uns regelmäßig in den letzten 
Monaten und Jahren im Wirtschaftsausschuss mit Ihrem Unternehmen und mit der 
Stahlbranche im Allgemeinen beschäftigt haben. Sie waren da also regelmäßiger Ta-
gungsordnungspunkt. Insofern ist es gut, dass wir heute die Gelegenheit haben, es zu 
vertiefen und Rückfragen zu stellen.  

Ich möchte mir die konkreten Fragen ebenfalls für gleich aufbewahren, möchte aber 
deutlich machen, dass uns insgesamt die Sparte, das Gesamtunternehmen und die 
gesamte Stahlbranche für Nordrhein-Westfalen sehr am Herzen liegen. Wir halten 
diese Branche für sehr wichtig für unser Land, nicht nur aufgrund der vielen Arbeits-
plätze bzw. der direkt dort Beschäftigten, sondern auch indirekt. Und natürlich halten 
wir auch geschlossene Wertschöpfungsketten für einen enormen Standortvorteil für 
Nordrhein-Westfalen.  

Deswegen wünschen wir uns, denke ich, alle, dass wir bald Klarheit und Planungssi-
cherheit haben, wie es konkret weitergeht. Wir als Land – das ist ja von den Kollegen 
angesprochen worden – gehen auch, aber nicht nur finanziell mit großen Unterstüt-
zungsschritten voran. Die 700 Millionen Euro stellen die größte Förderung dar, die das 
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Land Nordrhein-Westfalen jemals gegeben hat. Vermutlich wird auch in den nächsten 
Jahren nichts Größeres kommen. Es hat also eine enorme Bedeutung für uns.  

Insofern haben Sie uns an Ihrer Seite, wenn es darum geht, das Unternehmen gut und 
zukunftsträchtig aufzustellen. Ich möchte, dass in 10, 20, 30 Jahren noch Stahlerzeu-
gung in Nordrhein-Westfalen stattfindet – aber dann natürlich, wie wir es uns als Ziel 
vorgenommen haben, in einer treibhausgasneutralen Wirtschaft und auf eine andere 
Art und Weise, als es in der Vergangenheit der Fall war.  

Sie kennen auch die Erwartungshaltung der Landesregierung – das machen wir als 
Fraktion uns ebenfalls zu eigen –, dass die Kündigungen, die jetzt kommen sollen, 
möglichst ohne betriebsbedingte Kündigungen vonstattengehen und sozialverträgliche 
Lösungen für die Menschen gefunden werden, die nicht mehr im Unternehmen bleiben 
werden. Sie kennen die Haltung der Landesregierung dazu; von Karl-Josef Laumann, 
von Mona Neubaur, von Hendrik Wüst an der Spitze.  

Danke, dass Sie hier sind. Wir freuen uns auf den Austausch. Nordrhein-Westfalen 
soll auch in Zukunft Herz der Stahlindustrie bleiben. Wir werden von uns aus auf nord-
rhein-westfälischer Ebene, auf Bundesebene und – soweit wir Einfluss haben – auf 
europäischer Ebene alles dafür tun, um eine gute Zukunft für das Unternehmen zu 
gewährleisten.  

Christian Loose (AfD): Sehr geehrte Frau Dr. Jaroni, sehr geehrter Herr López, Sie 
haben heute hier eine Doppelrolle: Sie mussten auf der einen Seite öffentlich die Akti-
onäre vertreten, die eine hohe Rendite erwarten, und auf der anderen Seite durften 
Sie natürlich die Politiker nicht verprellen, weshalb man manchmal zwischen den Zei-
len lesen muss.  

Im öffentlichen Teil können wir sicherlich nicht erwarten, dass Sie genau in die Details 
gehen. Deshalb habe ich nur eine Frage, die Sie hoffentlich auch im öffentlichen Teil 
beantworten können. Ansonsten müsste ich sie gleich noch einmal im nichtöffentlichen 
Teil stellen. Es geht um die langfristige Wirtschaftlichkeit und Finanzierbarkeit.  

Aktuell produzieren Sie den Stahl im traditionellen Verfahren für etwa 300 Euro pro 
Tonne, bei einem Weltmarktpreis von 650 Euro. Die Differenz dazwischen ist nicht eins 
zu eins der Gewinn, sondern Sie haben sicherlich noch entsprechende Kosten, die 
gedeckt werden müssen.  

Immer wieder höre ich das Argument: Jetzt bauen Sie für 2 Milliarden Euro um auf das 
Wasserstoffverfahren, und danach sind Sie wieder wettbewerbsfähig. Dann geht es 
einfach weiter. Das heißt, danach produzieren Sie über das Wasserstoffverfahren bei 
Strompreisen von aktuell 10 Cent pro Kilowattstunde statt 5 Cent wie vor 10 Jahren 
wieder für 300 Euro pro Tonne Stahl. Ist das korrekt? Sind Sie dann wieder wettbe-
werbsfähig, wenn wir einmal umgebaut haben? Oder gibt es dann einen Subventions-
bedarf pro Tonne Stahl und, wenn ja, wie hoch sehen Sie diesen?  

Dietmar Brockes (FDP): Vielen Dank, Frau Dr. Jaroni und Herr López, dass Sie uns 
heute zur Verfügung stehen. Nordrhein-Westfalen ist Industrieland; das Industrieland 
in Europa. Die Stahlindustrie ist da natürlich ein ganz wesentlicher Punkt. Ich glaube, 
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es eint uns hier im Ausschuss, dass wir wollen, dass Nordrhein-Westfalen in Zukunft 
Industrieland bleibt.  

Stahl spielt eine wichtige Rolle. Wir wollen die Transformation, aber sie muss sich letz-
ten Endes bewähren, und zwar im Wettbewerb. Wenn es staatlich aufrechterhalten 
bleibt, wird es sich langfristig nicht tragen. Insofern ist uns daran gelegen, dass wir 
Lösungen finden, langfristig auf unseren Industriestandort zu setzen.  

Wir haben auch in der Vergangenheit Veränderungen gehabt, und wir stehen jetzt vor 
neuen Veränderungen bei der Transformation. Unseren Industriestandort macht aus, 
dass wir lange Lieferketten haben, aber auch diese haben sich in der Vergangenheit 
verändert. Insofern ist es wichtig, dass wir im Dialog offen und ehrlich miteinander 
umgehen und sagen, was zukünftig am Industriestandort Nordrhein-Westfalen unter 
welchen Wettbewerbsbedingungen noch stattfinden kann.  

Ich freue mich ebenfalls auf den weiteren Dialog und habe mir schon einige Fragen für 
den zweiten Teil vorgenommen.  

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Wir haben es schon gehört: Es wird gleich noch ganz 
viele Fragen geben; ein paar sind aber schon gestellt worden. Herr López oder Frau 
Dr. Jaroni, wollen Sie jetzt darauf reagieren?  

Dr. Marie Jaroni (thyssenkrupp Steel): Ich beginne mit der, wie ich es verstanden 
habe, einzigen Frage, die jetzt noch für den öffentlichen Teil gestellt wurde, und zwar 
von Herrn Loose von der AfD-Fraktion. Es ging um 300 Euro pro Tonne an Kosten bei 
einem Preis von 650 Euro. Zu den Kosten: Ich kann gerade nicht nachvollziehen, wel-
ches Produkt Sie damit meinen, zum Beispiel ein Warmband oder ein Fertigprodukt. 
Ich kann die 300 Euro also nicht nachvollziehen.  

Ich glaube, viel wichtiger ist: Die Wettbewerbsfähigkeit – dazu kommen wir heute be-
stimmt auch in anderen Fragen noch – ist es, wohin wir heute einen Schritt machen 
müssen, ganz unabhängig von der grünen Transformation. Wir müssen die grüne Trans-
formation auch machen, aber wir müssen erst einmal unsere Hausaufgaben machen.  

Heute sind wir nicht wettbewerbsfähig. Wir hatten über die letzten Jahre hohe Verluste 
zu verzeichnen, und wir müssen uns erst einmal wettbewerbsfähig machen. Das ist 
unser Thema bei der Restrukturierung. Unser industrielles Konzept, das wir im No-
vember vorgestellt haben, ist der erste Schritt, und im zweiten Schritt – den planen wir 
natürlich mit, weil es vor der Tür steht – müssen wir grün transformieren. Das sind aber 
zwei erst einmal voneinander unabhängige Dinge. Sie laufen in unserem Unternehmen 
natürlich zusammen. Wir müssen sie beide machen. Aber auch wenn wir nicht grün 
transformieren, müssen wir uns trotzdem wettbewerbsfähig aufstellen. Dafür müssen 
wir die Restrukturierung, die wir angekündigt haben, vornehmen.  

Miguel Ángel López Borrego (thyssenkrupp): Herr Matzoll, Sie sprachen über den 
Impact der Defense- bzw. Rüstungsinitiative, die jetzt passiert. Unsere Marinesparte 
wird in diesem Jahr mittels eines Minority Spin-Offs an die Börse gehen. „Minority Spin-
Off“ bedeutet: Wir als TK AG behalten ca. 51 % – ungefähr; konkret kommt das am 
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letzten Tag heraus – dieser Marinesparte, und 49 % gehen an die Aktionäre der TK 
AG in einem bestimmten Mischungsverhältnis der Aktien, sodass wir mit dieser Sparte 
dann am öffentlichen Kapitalmarkt sind und entsprechend die nächsten Wachstums-
initiativen am Markt sehr gut bestehen können.  

Wir hatten immer das Ziel, dass diese Sparte in die Unabhängigkeit geht. Wir hatten 
diesbezüglich schon ein gutes Beispiel vor anderthalb Jahren mit Nucera, unserer 
Wasserstofftochter. Das ist für unsere Marinesparte geplant, und wir gehen davon aus, 
dass wir die europäische Konsolidierung im Marineumfeld mitgestalten werden.  

Was bedeutet das konkret? Wir bauen in der Marine Systems – so sagen Experten – 
die besten non-nuklearen U-Boote der Welt, und wir haben das beste System für Waf-
fenelektronik respektive -software für Torpedos. Insofern haben wir eine technologisch 
ausgezeichnete Position und wollen, wie gesagt, einen Beitrag zur Konsolidierung die-
ser Branche in Deutschland und Europa leisten. Wir haben in Deutschland und Europa 
auf genau diesem Feld sieben Anbieter.  

Bei den anderen Themen, die in der Verteidigungswirtschaft für Stahl wichtig sind, 
muss man sagen: Da ist der Einfluss insgesamt für uns relativ gering. Wir haben Grob-
blech vor mittlerweile vier Jahren veräußert. Dieses Produkt wird beispielsweise im 
Panzerbau benötigt. Das heißt, wir haben da keinen Einfluss.  

Aber rechnen wir es mal hoch. Nehmen wir an, dass in einem Panzer durchschnittlich 
45 t Stahl sind – in manchen sind es auch 50 t; es kommt auf den Panzertyp an. Neh-
men wir außerdem an, von diesen Panzern werden 1.000 im Jahr produziert, was 
schon eine irrsinnig hohe Anzahl an Panzern ist; das gibt es Gott sei Dank schon lange 
nicht mehr. Dann kommen wir auf eine Größenordnung, die in einem Stahlwerk wie 
unserem wahrscheinlich in anderthalb Tagen produzierbar wäre.  

Ich will damit nur sagen: Da muss man, glaube ich, den Optimismus dahin gehend 
kalibrieren, dass man die tatsächlichen Mengen mit der normalen Stahlproduktion in 
Deutschland und Europa vergleicht. Der Einfluss ist relativ gering. Sie können sich 
vorstellen: Für vier U-Boote im Jahr – das ist schon eine sehr, sehr hohe Produktion; 
da sind wir noch nicht – sind diese Mengen an Stahl wahrscheinlich in wenigen Stun-
den produziert.  

Dr. Marie Jaroni (thyssenkrupp Steel): Ich möchte noch darauf eingehen, dass Sie 
sagten, dass Ihnen der Stahl und das Unternehmen am Herzen liegen. Das gilt auch 
für uns. Und uns liegen – darauf möchte ich gerne auch in dem öffentlichen Teil noch 
eingehen – auch unsere Mitarbeiter am Herzen. Wir werden alles tun – das möchte 
ich bekräftigen –, um betriebsbedingte Kündigungen zu vermeiden, und wir sind dazu 
auch in Gesprächen mit unseren Sozialpartnern und im ständigen Austausch. Das 
möchte ich bekräftigen, sodass Sie das von uns gehört haben.  

Christian Loose (AfD): Frau Dr. Jaroni, ich beziehe mich mit meinen Daten auf Roh-
stahl und unter anderem auf eine Studie, die im Auftrag der Bundesregierung ausge-
geben wurde – „Bewertung der Direktreduktion von Eisenerz mittels Elektrolyse-Was-
serstoff“, erstellt von IREES –, sowie auf eine weitere Studie, von DECHEMA, Gesell-
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schaft für Chemische Technik und Biotechnologie e. V., die ebenfalls von der Bundes-
regierung in Auftrag gegeben wurde. Beide Studien sind also Produkte, die auf der 
Bundesebene gefördert wurden. Man findet das auch unter www.wasserstoff-kom-
pass.de. Die letztgenannte Studie stammt aus dem März 2024. Dort wird nicht genau 
mit 300 Euro rechnet, es wird aber eine entsprechende Spanne von, glaube ich, 280 
bis 400 Euro – so in dem Dreh – vorgegeben, dann aber gesagt, dass es durch das 
Wasserstoffverfahren entsprechend teurer wird.  

Für mich stellt sich nun die Frage, ob man das sozusagen von der grünen Wiese aus 
rechnet – das weiß ich nicht – oder ob man sagt: Der Staat, der Steuerzahler, hat die 
2 Milliarden Euro für den Umbau gegeben, danach wird es aber genauso teuer sein 
wie bisher mit dem Hochofenverfahren.  

Dr. Marie Jaroni (thyssenkrupp Steel): Das heutige Hochofenverfahren wird ja we-
sentlich teurer werden in Zukunft, denn wir haben heute hohe Freizuteilungen; wir ha-
ben bis zu 70 % Freizuteilungen. Bei einem CO2-Preis von aktuell ungefähr 70 Euro 
pro Tonne und 2 t CO2 pro Tonne Stahl ergibt dies ungefähr 140 Euro pro Tonne 
Stahl – alles über den Daumen. Die Kosten, die Sie gerade vorgelesen haben – danke 
für die Klarstellung und das Nachreichen der Quellen –, werden sich deutlich verän-
dern. Deswegen sollte man es mit dem vergleichen, wo es hingeht. Und in Zukunft, 
nämlich ohne Freizuteilung und mit wahrscheinlich höherem CO2-Preis, wird natürlich 
irgendwann der Punkt kommen, an dem die grüne Produktion mit grünem Wasser-
stoff – der wird sich auch weiterentwickeln von heute sehr hohen Kosten zu immer 
niedrigeren Kosten – am Ende sicherlich wirtschaftlich ist.  

Hinzu kommt die Zahlungsbereitschaft der Kunden. Auch hier gibt es einen Unter-
schied. Das wird sich sicherlich in den nächsten Jahren und im nächsten Jahrzehnt 
immer weiterentwickeln: Was zahlen wir dafür, dass ein Stahl nicht grau hergestellt 
wird und nicht 2 t CO2 mit sich herumträgt, sondern 0 t CO2? Auch das grüne Premium 
ist ein Thema, auf das wir als Stahlindustrie setzen müssen, und das tun wir auch.  

Vorsitzender Dr. Robin Korte: Ich sehe keine weiteren Wortmeldungen. Dann stelle 
ich fest, dass unter diesem Tagesordnungspunkt im öffentlichen Teil alle zu Wort ge-
kommen sind. Wir steigen nun in den nichtöffentlichen Teil ein. Die Öffentlichkeit wird 
jetzt ausgeschlossen und gebeten, den Raum zu verlassen.  

(Es folgt ein vertraulicher Sitzungsteil; siehe vAPr 18/71.) 

gez. Dr. Robin Korte 
Vorsitzender 

2 Anlagen 
26.03.2025/26.03.2025 
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Lage bei Thyssenkrupp — Einladung des Vorstandsvorsitzenden Herrn L6pez 
und des Investors Herrn Kretinsky in den Wirtschaftsausschuss des Landtags 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

im Namen der SPD-Fraktion im Landtag Nordrhein-Westfalen wenden wir uns 
mit einem dringenden Anliegen an Sie. Die aktuellen Entwicklungen bei 
Thyssenkrupp und der Umgang der Konzernleitung mit der Mitbestimmung 
werfen erhebliche Fragen auf und bedürfen einer intensiven 
Auseinandersetzung im Wirtschaftsausschuss. 

Am Freitag, 26. April 2024, verkündete der Konzernvorstand der Thyssenkrupp 
AG den Teilverkauf von zunächst 20 Prozent der Anteile der Stahlsparte 
thyssenkrupp Steel an die EP Corporate Group a.s. (EPCG) des tschechischen 
Investors Daniel Kretinsky. Erst wenige Stunden zuvor war darüber die 
Mitbestimmung informiert worden. Perspektivisch soll der Anteil auf 50 Prozent 
erhöht werden. Ob durch diesen Einstieg des Investors dem immensen 
Investitionsbedarf der Transformation der Stahlproduktion für eine 
wettbewerbsfähige und nachhaltige Zukunft überhaupt begegnet wird, ist zum 
jetzigen Zeitpunkt fraglich. Nun hat der Aufsichtsrat in Essen über den 
Investoren-Einstieg abgestimmt und gegen die Stimmen der Mitbestimmung 
dem Einstieg zugestimmt. 

Bereits auf den Kundgebungen der IG Metall wurde deutlich, dass der 
Konzernleitung eine Mitbestimmung auf Augenhöhe und damit das hohe Gut 
einer Sozialpartnerschaft wenig wert zu sein scheint. 

#SozialerFortschritt 
Für die Vielen, 

nicht die Wenigen. 

Landtag Nordrhein-Westfalen
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Im letzten Plenum des Landtags hat die SPD-Fraktion daher einen Antrag 
eingebracht, der diese Problematik thematisiert und Maßnahmen zum Schutz 
der Mitbestimmung fordert. 

In den letzten Tagen berichteten verschiedene Medien ausführlich über 
mögliche Strategien und Zielsetzungen des neuen Investors und die 
Entscheidungen des Vorstandsvorsitzenden Miguel Angel Löpez Borrego, die 
darauf abzielen, die Mitbestimmungsrechte der Arbeitnehmer*innen zu 
umgehen (siehe hierzu: WAZ, 15. Mai 2024 und RP, 18. Mai 2024). Auch die 
Befürchtungen nach Schließung von Standorten in NRW werden immer realer. 
Diese Berichterstattung hat sowohl bei den Beschäftigten als auch bei uns als 
politische Vertreter große Besorgnis ausgelöst. 

Aus diesem Grund bitten wir, die SPD-Fraktion im Landtag von Nordrhein-
Westfalen, dass der Wirtschaftsausschuss des Landtags NRW sowohl den neuen 
Investor von Thyssenkrupp, Herrn Daniel Kretinsky, als auch den Konzernchef, 
Herrn Miguel Angel Löpez Borrego, sehr zeitnah in eine Sitzung des 
Wirtschaftsausschusses (z. B. 19. Juni) einlädt. Es ist angesichts der größten 
Landesförderung eines einzelnen Unternehmens, der Förderung der 
Direktreduktionsanlage bei Thyssenkrupp Steel am Standort Duisburg mit 700 
Millionen Euro an Landesmitteln, essenziell, dass beide Rede und Antwort 
stehen zu ihren Plänen und den Auswirkungen auf den Stahlstandort NRW. Wir 
sind der festen Überzeugung, dass eine solche Diskussion dazu beitragen kann, 
Transparenz zu schaffen und die berechtigten Sorgen der Beschäftigten ernst zu 
nehmen. 

Wir bitten Sie daher, die notwendigen Schritte einzuleiten, um diese Einladung 
zeitnah auszusprechen und die Sitzung entsprechend zu planen. Die SPD-
Fraktion steht bereit, diese wichtigen Fragen gemeinsam mit Ihnen und den 
anderen Fraktionen konstruktiv zu diskutieren. 

Mit freundlichen Grüßen 

Alexander Vogt MdL Andre Stinka MdL 

Seite 2 
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Einladung des Vorstandsvorsitzenden der Thyssenkrupp AG in den 
Ausschuss für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie im 
Landtag Nordrhein-Westfalen 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

die Ereignisse des gestrigen Tages haben die vorige Berichterstattung 
bestätigt: drei der fünf Vorstände der Thyssenkrupp Steel Europe (tkSE), 
Tochter der Thyssenkrupp AG, scheiden auf Druck des 
Vorstandsvorsitzenden der AG, Miguel Löpez, mit sofortiger Wirkung aus. 
Ihnen sei eine Vereinbarung für eine Vertragsaufhebung vorgelegt 
worden, woraufhin sie ihre Ämter niederlegten. 

T 0211.884-26 38 
andre.stinka@landtag.nrw.de 
www.spd-fraktion-nrw.de 

Dies gilt auch für den Vorstandsvorsitzenden der tkSE, Bernhard Osburg, 
der nach der Absage des vom Landtagspräsidenten eingeladenen Herrn 
Löpez in der kommenden Woche die Teilnahme an der 49. Sitzung des 
Wirtschaftsausschusses zugesagt hatte. Wir hatten die Einladung von 
Herrn Löpez initiiert vor dem Hintergrund der größten Landesförderung 
für ein Einzelunternehmen in der Landesgeschichte, die Thyssenkrupp 
Steel für die klimaneutrale Transformation gewährt werden soll. Herr 
Osburg hatte sich freundlicherweise bereit erklärt, über die Standort- und 
Unternehmensentwicklung, insbesondere die Arbeitsplatzentwicklung, 
der Thyssenkrupp Steel Europe zu informieren. 

#SozialerFortschritt 
Für die Vielen, 

nicht die Wenigen. 

 
Landtag Nordrhein-Westfalen
  

- 15 - APr 18/866
 Anlage 2, Seite 1



Diese Möglichkeit fällt nun durch sein Ausscheiden bei Thyssenkrupp 
Steel weg. Damit ist auch der Vorschlag von Herrn Löpez obsolet, den 
Stahlvorstandsvorsitzenden als seine Vertretung in den Ausschuss zu 
entsenden. 

In Anbetracht dieser sich für die Zukunft des Unternehmens und seiner 
Beschäftigten zuspitzenden Gesamtsituation, in der gestern auch vier 
Mitglieder des Aufsichtsrats der Thyssenkrupp Steel ihren Rücktritt 
erklärt haben und mehre tausend Jobs zur Disposition gestellt werden, 
bittet die SPD-Fraktion darum, den Vorstandsvorsitzenden der 
Thyssenkrupp AG, Herrn Löpez, erneut über den Landtagspräsidenten in 
den Wirtschaftsausschuss einzuladen. Nur so kann der Konzern das 
gesteigerte Interesse der Volksvertreterinnen und Volksvertreter im 
Landtag Nord rhein-Westfalen bezüglich der gesamten 
Unternehmensentwicklung der Thyssenkrupp AG und der in Frage 
stehenden Verselbständigung der Thyssenkrupp Steel Europe bedienen. 

Mit freundlichen Grüßen 

.4 
Andrd Stinka MdL 
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